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Amtliches. 


Berlin, 24. März. Der Kaiſer hat den vortragenden Rath 
im Auswärtigen Amt, bisherigen Wirklichen Legationsrath Raſch⸗ 
dau zum Geheimen Legationsrath, ſowie den Konſul z. D. Kammer⸗ 
herrn von Mohl und den bisherigen Konſul in Madrid Dr. Ret⸗ 
tich zu Wirklichen Legationsräthen und vortragenden Räthen im 
Auswärtigen Amt ernannt. 

Der Kaiſer hat mittelſt Allerhöchſter Beſtallung vom 18. d. 
Mts. den Admiralitätsrath und Hülfsrath im Reichs⸗Marineamt 
Dr. jur. Danneel zum Wirklichen Admiralitätsrath und vortragen⸗ 
den Rath im Reichs⸗Maxrineamt, und den Redakteur der „Annalen 
der Hydrographie“, Admiralitätsrath Rottok zum Kaiſerlichen Ad⸗ 
miralitätsrath und Hülfsrath im Reichs⸗Marineamt ernannt. 

Der Zeichner im Reichs⸗Marineamt Triloff, der Marine⸗In⸗ 
tendantur⸗Sekretär Putzmann und der Werft⸗Verwaltungsſekretär 
Vincenti ſind zu Geheimen expedirenden Sekretären und Kalkula⸗ 
toren, der Geheime Sekretariats⸗Aſſiſtent Hochheim und der Ge⸗ 
heime Sekretariats-Aſſiſtent Mathes zu Geheimen expedirenden 
Sekretären, der Werft⸗Verwaltungsſekretär Dierich, der Geheime 
Regiſtratur⸗Aſſiſtent Werner und der Geheime Regiſtratur⸗Aſſiſtent 
Schmidt zu Geheimen Regiſtratoren, ſowie der Geheime Regiſtra⸗ 
tur⸗Aſſiſtent Sobolewski zum Geheimen Regiſtrator in der Kaiſer⸗ 
lichen Marine ernannt worden. 


Der König hat die Regierungs⸗Aſſeſſoren von Somnitz in An⸗ 
klam und Freiherr von Dalwigk zu Lichtenfels in Hünfeld zu Land⸗ 
räthen, ſowie auf den Vorſchlag des Magiſtrats zu Greifswald den 
bisherigen Bürgermeiſter dieſer Stadt Hugo Arthur Richard Helf⸗ 
ritz für eine fernerweite Amtsdauer von zwölf Jahren zum Bür⸗ 
germeiſter der Stadt Greifswald ernannt. 

Der Königliche Regierungs⸗Baumeiſter Zeuner in Rawitſch 
iſt zum Königlichen Kreis⸗Bauinſpektor ernannt und demſelben die 
Kreis⸗Bauinſpektorſtelle daſelbſt verliehen worden. 

Verſetzt find: der Amtsrichter Brockhauſen in Medebach an das 
Amtsgericht in Rheine, der Amtsrichter Bruns in Torgau als 
Landrichter an das Landgericht daſelbſt, der Amtsrichter Mulertt 
in Sömmerda an das Amtsgericht in Torgau, der Amtsrichter 
Kayſer in Fürſtenberg i. Weſtf. an das Amtsgericht in Oeynhauſen 
. Landrichter Dr. Magnus in Kaſſel an das Landgericht 
in Kiel. 

Die nachgeſuchte Dienſtentlaſſung iſt extheilt: dem e 
Rath Wahle in Reichenſtein mit Penſion und dem Amtsrichter 
Wodick in Wetter. | 5 

Der Amtsrichter Dr. Münſterberg in Menden iſt in Folge 
ſeiner Allerhöchſt beſtätigten Wahl zum Bürgermeiſter in Iſerlohn 
aus dem Juſtizdienſt geſchieden. 

Dem Erſten Staatsanwalt Vietſch in Hirſchberg iſt die nach⸗ 
geſuchte Dienſtentlaſſung mit Penſion ertheilt. 

Der Staatsanwalt Schmidt in Gleiwitz iſt an das Landgericht 
in Guben verſetzt. | 

Dem Landrath von Somnitz iſt das Landrathsamt im Reife 
Anclam, und dem Landrath 9210 10 v. Dalwigk zu Lichtenfels das 
Landrathsamt im Kreiſe Hünfeld übertragen worden. 

Zu Notaren ſind ernannt: der Rechtsanwalt Kneiſel in Kochem 
für den Bezirk des Landgerichts zu Koblenz, mit Anweiſung ſeines 
Wohnſitzes in Kochem, und der Rechtsanwalt Gottsmann in Bauer⸗ 
witz für den Bezirk des Ober⸗Landesgerichts zu Breslau, mit An⸗ 
weiſung ſeines Wohnſitzes in Bauerwitz. 

In der Liſte der Rechtsanwälte ſind gelöſcht: der Rechtsan⸗ 
walt Battré bei dem Amtsgericht in Dfterode Oſtpr. und der Rechts⸗ 
anwalt Zens bei dem Amtsgericht in Elberfeld. 

In die Liſte der Rechtsanwälte ſind eingetragen; der Gerichts⸗ 
aſſeſſar Stryck bei dem Landgericht in Köln, der Gerichtsaſſeſſor 
Bruck bei dem Landgericht in Frankfurt a. M., der Gerichtsaſſeſſor 

a, D. Dr. Großmann bei dem Amtsgericht in Harburg, der 
Gerichtsaſſeſſor Wilke bei dem Kammergericht, der Gerichtsaſſeſſor 
Dr. Herm. Schulze bei dem Amtsgericht in Delitzſch, der Rechts⸗ 
anwalt Battré aus Oſterode Oſtpr. bei dem Amtsgericht und bei 
dem Landgericht in Elbing, der Rechtsanwalt Zens aus Elberfeld 
bei dem Amtsgericht in Barmen und der Gerichtsaſſeſſor a. D. 
H. Danziger bei dem Landgericht I. in Berlin. 

Der Landgerichtsrath Reinhard in Hanau, der Amtsgerichts⸗ 
rath Roeſer in Ratibor, der Oberſtgatsanwalt, Geheime Ober⸗Juſtiz⸗ 
rath Schmieden in Frankfurt a. M. und der Rechtsanwalt, Juſtiz⸗ 
rath Weber in Aachen ſind geſtorben. 


Preußiſcher Landtag. 


Abgeordnetenhaus. 
36. Sitzung vom 24. März, 11 Uhr. 


Die Berathung des Kultusetats wird fortgeſetzt bei Kap. 
Seminare. 
Bei Titel „Hilfslehrer“ befürwortet 5 ' 
Abg. Knörcke (dfr.) eine Aufbeſſerung dieſer Hilfslehrer in den 
net, ev. bei der bevorſtehenden allgemeinen Gehaltsauf⸗ 
erung. 5 
. Abg. Mosler (tr.) ſchließt ſich der Forderung an. Der 
Titel wird bewilligt. 
Bei Titel 17 „Turnlehrerbildungsweſen“ plaidirt 
Abg. v. Schenckendorff (mtl) für eine weitere Ausbildung 
der Bewegungsſpiele, die, wenn möglich, auch am Vormittag abge⸗ 
alten werden müßten. Das Vorbild der Stadt Görlitz möge 


eifrige Nachahmung finden. 
, Miniſter Dr. p. Goßler bemerkt, daß er das Provinzialſchul⸗ 
kollegium angewieſen habe, ſich mit dem Gymnaſialdirektor in 
Görlitz über die techniſche Seite der Schule, über die Zahl der 
brer u. f. w. in Verbindung zu jeten. Die Gebildeten des 
Volkes aber müſſen mit 1 5 1 1 und nicht allein alles der 
Verwaltung überlaſſen. Wären alle Anſtalten geſchloſſen, etwa wie 
die Kadettenſchulen, dann ließe ſich durch Verwaltungsanordnungen 


121. 


aber werde nicht geahndet. 


mehr machen. Das vornehme Spazierengehen müſſe aufhören und 
die jungen Leute müſſen die Turnjacken anziehen. Je vornehmer 
eine Familie ſei, deſto mehr müſſe auf die körperliche Ausbildung 
gehalten werden, das wäre ſie ihrer Abſtammung ſchuldig. 

Der Titel wird bewilligt. 3 

Bei Titel 23 „Schulaufſicht“ bemerkt 5 

Abg. Knörcke: Ich bedauere, daß mir der Miniſter auf meine 
Anregung bezüglich der Seminarhilfslehrer keine Antwort ertheilt 
hat, obwohl dieſe Frage ebenſo wichtig iſt, wie die Turnfrage. Ich 
möchte hier einen Fall zur Sprache bringen und um Remedur 
bitten. Bei der letzten Reichstagswahl hat der Bürgermeiſter von 
Köslin an die ſtädtiſchen Lehrer das Erſuchen gerichtet, bei der 
Aufſtellung der Reichstagswahlliſten mitzuhelfen. Ein Lehrer hat 
das abgelehnt, weil er mit Prüfungsarbeiten beſchäftigt war. Er 
iſt darauf zur Rückäußerung aufgefordert und ihm ſchriftlich eine 
Rüge ertheilt worden. In der „Preußiſchen Lehrerzeitung“ iſt 
dieſes Vorgehen des Bürgermeiſters in einem Artikel kritiſirt 
worden und bemerkt, daß der Bürgermeiſter ſein Verhältniß zu 
den Lehrern verkenne, was unzweifelhaft richtig iſt. Hierauf hat 
der Bürgermeiſter den Direktor und die Lehrer aufgefordert, 
ſchriftlich zu erklären, daß ſie nicht Verfaſſer dieſes Artikels wären. 
Zwei Lehrer hatten ſich geweigert, indem ſie der Anſicht Ausdruck 
gaben, daß der Magiſtrat keine Disziplinarbefugniß habe. Der 
Bürgermeiſter wandte ſich an die Regierung, und der Regierungs- 
ſchulrath forderte die beiden Lehrer unter Androhung von Diszi⸗ 
plinarſtrafen auf, durch Namensunterſchrift zu erklären, daß keiner 
von ihnen den Verfaſſer kenne. Hier liegt zweifellos ein Ueber⸗ 
griff des Bürgermeiſters von Köslin vor, aber auch ein Mißgriff 
der Regierung; denn dieſe iſt nicht berechtigt, als Schulaufſichts⸗ 
behörde ſo weit zu gehen. Der Miniſter möge Veranlaſſung 
nehmen, das Vorgehen der Schulaufſichtsbehörde zu rektifiziren. 

Miniſter v. Goßler: Ueber die Aufbeſſerung der Seminar⸗ 
hilfslehrer kann ich nichts ſagen, weil dieſe Sachen noch in der 
Schwebe ſind. Einer beſtimmten Lehrerkategorie kann ich keine 
Gehaltsau ln in Aussicht stellen. N 

Den Kösliner Fall kenne ich nicht und bin außer Stande ein 
Urtheil abzugeben. Der Miniſter des Innern hätte ſich in erſter 
Linie für den Fall zu intereſſiren. Ich kann nur wünſchen, daß 
die Lehrer bei der Aufſtellung der Reichstagswahlliſten vermöge 
ihrer Intelligenz und Uebung mitwirken, aber es ſteht feſt, daß 
der Bürgermeiſter kein disziplinariſcher Vorgeſetzter der Lehrer iſt. 
Ich werde mich für die Sache intereſſiren. i . 

Abg. Johannſen (Däne) führt Klage über das eigenmächtige 
Vorgehen des Kreisſchulinſpektors Stägemann in der Sprachenfrage. 
Er fordere ſtrenge Unterſuchung des Falles. Der Miniſter ſcheine 
derartige Uebergriffe zu billigen, denn in anderen Fällen ſeien 
Geiſtliche als Schulinſpektoren entlaſſen worden, weil ſie nicht 
eifrig genug germaniſirten. Der Miniſter fahre auf ſeinen Inſpek⸗ 
tionsxeiſen umher, dinire und ſehe ſich die Gegend an (Heiterkeit), 
aber rektifizire übereifrige Beamte nicht. Ein Kreisſchulinſpektor 
Kries habe ohne Genehmigung ſeiner Behörde, die erſt 24 Stunden 
ſpäter eingetroffen ſei, ſtrenge Maßregeln getroffen. Wenn ein 
Dieb ſtehle, werde es ſofort geahndet, ein übereifriger Beamter 
0 Ein Geiftlicher habe zu germaniſiren 
verſucht, indem er eine Schneidersfrau geſchlagen und gekratzt habe. 
(Heiterkeit.) Dieſer Geiſtliche habe dafür noch eine Gratifikation 
bekommen. Da komme ihm immer der alte Spruch in den Sinn: 
O tempora, o mores! (Heiterkeit. ) Han REN) 

Kultusminiſter v. Goßler erwidert, daß von ihm dem Herrn 
Kries keine Gratifikation gegeben ſei, ſondern nur ein Dankſchrei⸗ 
ben, und das mit Recht, weil der Belohnung verdiene, der endlich 
einmal wage, ſeinen Landsleuten über den unerhörten Druck der 
dortigen Geiſtlichen ein offenes Wort zu ſagen. Im Uebrigen 
handle es ſich um die Vertretung deutſcher, nicht däniſcher Inter⸗ 
eſſen. Er bedaure, daß der Vorxedner den Kreisſchulinſpektor mit 
einem Diebe in Vergleich gebracht habe; das jet abſolut ungehörig. 
Daß er, Redner, nur Vergnügungsxreiſen in Schleswig gemacht 
habe, ſtatt Beſchwerden zu prüfen, müſſe er zurückweiſen. Er habe 
ſtets nach beſtem Ermeſſen zu handeln geſucht und ſeine ſogenannten 
Vergnügungsxreiſen hätten in der Beſichtigung von Kunſtdenkmälern 
beſtanden. Man ſolle ihm doch nicht mit ſolchen „Ollen Kamellen“ 
kommen. (Heiterkeit. ) { 

Abg. Jürgenſen (ul.) hält die Klagen der Dänen für unange⸗ 
bracht, namentlich wenn ſie einen agitatoriſchen Charakter trügen. 
Die Regierung habe die Pflicht, zu germaniſtren, und die Bevöl⸗ 
kerung, die ja mit der deutſchen verwandt ſei, ſträube ſich nicht 
dagegen, denn es werde ſogar petitonirt, auch den Religionsunter⸗ 
richt in deutſcher Sprache zu ertheilen. Nur die Agitatoren ſuchten 
durch aufhetzende Reden die Bevölkerung von Preußen getrennt 
zu halten. Namentlich agitive der Abg. Johannſen in einer Weiſe, 
die nicht mit ſeiner Stellung als Landtags- und Reichstags-Abge⸗ 
ordneter zu vereinigen jet. 15 . 

Abg. Dr. Mosler (Zt.) bemängelt, daß katholiſche Geiſtliche 
in rein katholiſcher Gegend nicht zur Kreisſchulinſpektion im Neben⸗ 
amt zugelaſſen ſeien, während die evangeliſchen Geiſtlichen in den 
retsch evangeliſchen alten Provinzen mit dem Nebenamt der 
Kreisſchulinſpektion betraut worden ſeien. Das widerſpreche ein⸗ 
mal dem Schulaufſichtsgeſetz und ſei ferner mit dem Grundſatz der 
Parität unvereinbar. Die Schulinſpektion durch Geiſtliche vor 
dem Schulaufſichtsgeſetz habe nur gute Früchte gehabt, während 
ſeit Geltung des Schulaufſichtsgeſetzes die Schulen ſchlechter ge⸗ 
worden fein müßten, weil die Umſturzpaxteien jo ſtark angewachſen 
ſeien. Die enge Verbindung zwiſchen Schule und Kirche müſſe 
wieder hergeſtellt werden. . . 5 

Ganz ähnlich verhalte es ſich mit der Lokalſchulinſpektion, die 
ebenfalls in die Hände der Geiſtlichen zurückgelegt werden müſſe. 
Den Verwaltungsbehörden ſcheine noch etwas vom Kulturkampfe 
her in den Knochen zu ſtecken, ſonſt würde die Verwaltungsbehörde 
katholiſche Geiſtliche wenigſtens hier und dort mit der Schul⸗ 
inſpektion betraut haben. Ohne Lokalſchulaufſicht fehle dem Pfarrer 
ein Theil ſeiner Autorität, ſowohl den Lehrern wie den Kindern 
gegenüber. Selbſt die nach einem Erlaß des früheren Miniſters 
Falk geſtattete Aufſicht über den Religionsunterricht ſei einem Theil 
der Geiſtlichen entzogen worden, was eine Konfiskation eines un⸗ 
veräußerlichen Rechtes ſei, da das Lehren zu den Hauptaufgaben 


des Pfarramts gehöre. (Zuſtimmung im Zentrum.) Die Ver⸗ 
mehrung der Aufſicht über den Religionsunterricht ſei ein nach⸗ 
träglicher und theilweiſer Einſpruch der Bezirksregierung gegen den 
vorher ohne Einſpruch c e Pfarrer. 15 5 
Abg. Imwalle (Str.) ſchließt ſich den Ausführungen an mit 
beſonderem Hinweis auf die Schulinſpektionsverhältniſſe der Kreiſe 
Worbis und Heiligenſtadt, über deren katholiſche Schulen nicht nur 
nicht die Geiſtlichen, ſondern nicht einmal katholiſche Beamte als 
Schulinſpektoren fungirten. 5 
Miniſter Dr. v. Goßler bemerkt, daß auch über evangeliſche 
Schulen katholiſche Inſpektoren geſetzt ſeien. Nach Regelung der 
Anzeigepflicht ſeit 1881 habe die Lokalſchulinſpektion durch katholiſche 
Geiſtliche große Fortſchritte gemacht. In Anbetracht der ſchwieri⸗ 
gen Verhältniſſe müſſe anerkannt werden, daß die Regierung ver⸗ 
trauensvoll die Lokalſchulinſpektion in die Hände der Geiſtlichen 
lege. Regel ſei, daß jeder anzuſtellende Geiſtliche ſowohl die Lokal⸗ 
ſchulaufſicht als auch die Aufſicht über den Religionsunterricht er⸗ 
halte. Schwieriger ſei es, die Kreisſchulinſpektion den katholiſchen 
Geiſtlichen anzuvertrauen, weil ſich wenig geeignete Perſonen dazu 
fäuden, denn das geiſtliche Amt nähme die volle Kraft jedes Geiſt⸗ 
lichen in Anſpruch, ſo daß ſie kein größeres Nebenamt übernehmen 
könnten. Den Kreisſchulinſpektoren im Hauptamt hätte die katho⸗ 
liſche Bevölkerung die intenſive Vermehrung der katholiſchen Lehrer⸗ 
ſtellen zu verdanken, man ſollte daher ihr Wirken anerkennen. 


Abg. Dr. Windthorſt (Zentr.) hält es für nothwendig, nicht 


ausnahmsweiſe, ſondern generell den katholiſchen Geiſtlichen ſowohl 
Lokal⸗ wie Kreisſchulinſpektionen zu übertragen. Daß für die letz⸗ 
tere Funktion ſich nicht geeignete Perſonen fänden, könne er nicht 
anerkennen, denn die evangeliſchen Superintendenten ſeien ja faſt 
ausnahmslos zugleich Kreisſchulinſpektoren. Den Erzprieſtern und 
Dechanten muß die Kreisſchulaufſicht, den Geiſtlichen ſonſt unbe⸗ 
dingt die Lokalſchulaufſicht und die Aufſicht über den Religions⸗ 
unterricht übertragen werden. (Beifall im Zentrum.) Er verlange 


damit nichts anderes als Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes 


vor 1873, und zwar im Wege der Geſetzgebung. Bei allem Wohl⸗ 
wollen des Miniſters könne ihm allein die Regelung nicht über⸗ 
tragen werden, denn er ſei abhängig von den Berichten der Bür⸗ 
germeiſter und der Räthe, die nicht ſolches Wohlwollen hätten. 


Eine katholische Vertretung gäbe es ja leider im Miniſterium nicht. 


Er fordere nichts als Parität, denn was er verlange, beſäßen die 
Evangeliſchen voll, und ganz. Er hoffe, daß ſeine Wünſche au 
höherer Stelle gehört werden, die mit Energie auch auf anderen 
Gebieten Wandel geſchafft habe. (Beifall im Zentrum.) 

Miniſter Dr. v. 
dereinrenkung der Verhältniſſe den Grundſatz befolge, daß jeder 
Pfarrer, der jetzt neu angeſtellt werde, als der Vertreter der Reli⸗ 
gionsgeſellſchaft die Aufſicht über den Religionsunterricht und die 
Lokalſchulinſpektion erhalte. Wegen Differenzen würde zwiſchen 
Regierung und Biſchof verhandelt. Als Kreisſchulinſpektor könnte 
der Geiſtliche nur in einfachen Verhältniſſen, alſo nur ausnahms⸗ 
weiſe angeſtellt werden. Er befolge eine wohlwollende Praxis, die 
jedoch durch die fortwährenden Angriffe in der Provinzialpreſſe er⸗ 
ſchwert werde. a 

Abg. Rickert (dfr.): In dem von dem Abg. Knörcke heute er⸗ 
wähnten Kösliner Fall iſt die Schulaufſichtsbehörde über die 
Grenzen der Disziplinargewalt hinausgegangen. Vorläufig genügt 
uns die Erklärung des Miniſters, daß dem Magiſtrat eine Dis⸗ 
ziplinarbefugniß über die Lehrer nicht zuſteht. Ich wünſche, daß 
er nach derſelben Richtung hin das Verfahren des Regierungs- 
chulrathes einer Prüfung unterzieht. Dieſer hat kein Recht, in⸗ 
quiſitoriſch die Lehrer zu vernehmen, ob fie einem beſtimmten Zei⸗ 
tungsartikel nahe ſtehen oder nicht. 

Ich muß ſodann noch einmal auf die Verfügung der Magde⸗ 
burger Regierung von 1886 über die feindſelige Stellungnahme 
der Lehrer digen die Regierung zurückkommen. Der Miiniſter 
wies darauf a daß dieſer Fall nur vereinzelt ſei, aber ein ähnlicher 
Fall iſt in Arnsberg vorgekommen, wo ebenfalls die Regierung 
eine Verfügung wegen der feindſeligen Stellungnahme der Lehrer 
bei Wahlen erlaſſen hat, und wo die Lehrer protokollariſch erklären 
mußten, daß ſie Kenntniß von der Verfügung genommen hätten. 
Strafverſetzungen und Amtsentſetzungen deswegen find auch vor⸗ 
gekommen, aber die neulich gegebene Erklärung des Miniſters, daß 
die Verfügung dem Allerhöchſten Erlaſſe entſpricht, ſteht nicht auf 
dem Boden des Geſetzes. Zunächſt iſt der Wortlaut des Erlaſſes 
und dieſer Verfügung ein verſchiedener. Der Erlaß ſpricht von 
Agitation, die Verfügung von feindſeliger Parteinahme. Partei⸗ 
nahme iſt etwas ganz anderes wie Agitation. Das letztere iſt die 
öffentliche Bethätigung einer Reihe von Handlungen. Der Erlaß 


— 


iſt gegengezeichnet vom Fürſten Bismarck als Reichskanzler und 


Präſidenten des preußiſchen Stgatsminiſteriums. Er allein war 
berufen, den Allerhöchſten Erlaß zu interpretiren, und ſeine Inter⸗ 
pretation gilt als authentiſch. Fürſt Bismarck hat aber im Reichs⸗ 
tag erklärt, der Erlaß verlange von den unpolitiſchen Beamten, 
alſo den Lehrern, eigentlich nichts. Er ſchreibe nichts vor, befehle 
nichts, drohe nichts, er enthalte ſo zu ſagen nur eine Forderung 
des Anſtands. Nun droht aber die Magdeburger Verfügung 
direkt mit Amtsentſetzung, ſteht alſo völlig in Widerſpruch mit der 
authentiſchen Interpretation des Reichskanzlers. Deshalb iſt die 
Verfügung geſetzwidrig und überſchreitet die Grenzen der Aufſichts⸗ 
befugniß. Das Haus hat alle Veranlaſſung darauf zu dringen, 
daß dieſe Verfügung aufgehoben wird, ſo lange nicht der Nach⸗ 
weis geliefert iſt, daß die Verfügung mit der We Ane des 
Erlaſſes nicht in Widerſpruch ſteht. Ich bitte den Miniſter um 
eine Erklärung, ob er wirklich glaubt, daß die Verfügung und die 
Interpretation des Erlaſſes durch den preußiſchen Miniſterpräſi⸗ 
denten übereinstimmt. (Beifall links.) h >> 
Kultusminiſter Dr. v. Goßler: Ich bleibe dabei, daß die 
Regierung in Magdeburg in keiner Weiſe beabſichtigt, etwas an⸗ 
deres zu ſagen, als was im Erlaß von 1882 ausgeſprochen iſt. 
Ich habe, um Mißverſtändniſſe auszugleichen, der Regierung auch 
ausdrücklich aufgegeben, den von Herrn Rickert zangefochtenen 
Abſatz zu deklariren. Das iſt am 8. Februar 1890 geſchehen. 
bin überzeugt, daß die Regierung meiner Aufforderung nachge⸗ 
kommen iſt. Mehr kann ich nicht thun: 1 Rickert hat angeregt, 
ich habe befohlen, die Regierung wird gehorchen. 


in Pofen bei der Emehtfion zen 


u. b. d. Inſerat.⸗Annahmeſtellen 


Goßler betont noch einmal, daß er bei Wie⸗ 


Miniſters gegenüber aus, 
Geiſtlichen wegen einer Schrift gegen die däniſche Bevölkerung zu 


Jürgenſen kenne die wirklichen Verhältniſſe garnicht, wenn er an⸗ 


aus, 


Abg. Johannſen führt der früheren Entgegnung des 
daß auch die bloße Belobigung eines 


bedauern ſei. Redner wahrt ſich das Recht, berechtigte Klagen 
gegen die Beamten vorzubringen; es würde nicht gelingen, ihn 
und ſeine Freunde in dieſer Beziehung mundtodt zu machen. 


nehme, daß die Stimmung in Schleswig allgemein gegen ihn (den 
Redner) ſei. Die letzten Wahlen hätten das Gegentheil bewieſen. 
Er müſſe ſich auch dagegen verwahren, als ob er nicht die Bedeu⸗ 
tung eines Eides zu ſchätzen wiſſe. Er habe gerade den Eid ſtets 
hochgehalten und gehöre zu dem Geſchlecht der Schleswiger, die 
ſich 1848 nicht verführen ließen, den Eid, den ſie ihrem König ge⸗ 
ſchworen, zu brechen, ſondern von denen es heißt, 
geſchworene Eide.“ Auf Herrn Jürgenſen paſſe eine kürzlich in 
den „Fliegenden Blättern“ erſchienene Bemerkung über die jungen 
Mädchen, die ſich nicht darum kümmern, wenn man ſich über ſie 
ärgert; aber ſich ärgern, wenn man ſich nicht um ſie kümmert; 
auch er habe ſich nur geärgert, daß ſeinen Reden hier nicht ein 
ſolches Gewicht beigelegt werde, wie den Ausführungen des 
Redners. (Heiterkeit. 

Abg. Jürgenſen (ntl.) hält feine Angaben über die Stim- 
mung in Schleswig aufrecht. Die Petition beweiſe nichts, denn 
darunter ſtänden Namen von Leuten, welche kurz vorher ſich noch 
gegentheilig geäußert hätten. 

Hierauf wird die Debatte geſchloſſen. 

Der Titel wird bewilligt. 

Bei Titel 25 Remunerirung von Hilfsarbeitern in der 
Schulverwaltung befürwortet 

Abg. Burghardt (natl.) eine Aufbeſſerung dieſer Beamten⸗ 
kategorie. 

Bei Titel 35 „Dienſtalterszulagen“ erklärt ſich 

Abg. v. Oertzen (frk.) mit dem regierungsſeitig angedeuteten 
Prinzip einverſtanden, daß den Städten, deren Finanzverhältniſſe 
hinreichend gute ind, um eine Gehaltsaufbeſſerung für die Lehrer 
vorzunehmen, keine Staatsunterſtützung zu dieſem Zweck zu Theil 
werden ſoll, hält es jedoch für bedenklich, ſchablonenmäßig zwiſchen 
Kommunen von unter und über 10000 Einwohnern zu unterſchei⸗ 
den, da auch unter erſteren, namentlich wenn es Fabrikſtädte mit 

roßer Arbeiterbevölkerung ſeien, viele ſich in finanziell ſchlechter 
sage befänden, und dieſen keine zu großen Laſten aufgebürdet 
werden dürften. 

Abg. Würmeling (Etr.) ſchließt ſich dieſen Ausführungen an. 

Miniſter v. Goßler erwidert, daß Orte mit über 10 000 Ein⸗ 
wohnern der Regel nach als leiſtungsfähig anzuſehen ſeien. Wo 
dies nicht der Fall ſei, werde ſeitens der Staatsregierung eine 
Prüfung der Verhältniſſe ſtattfinden und dann ev. Zuſchüſſe vom 
Staat geleiſtet werden. 205 

Abg. Knörcke (dfr.) bittet auch um Berückſichtigung der tech⸗ 
niſchen und Vorſchullehrer an den höheren Lehranſtalten, die nicht 
gegenüber den Volksſchullehrern zu kurz kommen dürften. 

Abg. Seyffardt (ntl.) findet es bedenklich, daß die Regelung 
dieſer Verhältniſſe eine rein mechaniſche ſei, und empfiehlt eine 
generelle Verbeſſerung der Lehrergehälter. 

Miniſter v. Goßler erwidert, daß die Regierung den Inten⸗ 
tionen des Hauſes gefolgt ſei und die beſtehenden Differenzen nach 
Möglichkeit ausgeglichen werden würden. ' 

Abg. Mies (Ztr) führt Klage darüber, daß die den Volks⸗ 
ſchullehrerinnen in München⸗Gladbach gewährten Alterszulagen 
denſelben im Jahre 1889 entzogen worden ſeien. 

Abg. Langerhans (dfr.) weiſt ebenfalls darauf hin, daß die 
Scheidung zwiſchen Städten von unter und über 1000 Einwohnern 
eine bedenkliche ſei, weil dieſelbe die fortſchreitende Entwickelung 
zu wenig berückſichtige. 3 

Bei Titel 40 „Unterſtützungen für ausgeſchiedene Elementar⸗ 
lehrer" fragt 1 teis 

Abg. Knörcke (dfr.) an, ob die in dieſem Titel ausgeworfenen 
Summen von den Bezirksregierungen, denen ſie überwieſen ſeien, 
voll ausgezahlt würden. Im ſeien Fälle bekaunt geworden, wo 
dies nicht geſchehen ſei. ? 

Miniſter v. Goßlex erwidert, von ſolchen Fällen feine 
Kenntniß zu haben, jedoch ſei zu bedenken, daß die Fonds über⸗ 
tragen ſeien, alſo nicht zu Gunſten der Staatskaſſe abgeführt werden 
der Alle gerechtfertigten Beſchwerden werden berückſichtigt 
werden. 

Der Titel wird bewilligt, ebenſo der Reſt des Etats. 

Bei Kap. 122 „Kunſt und Wiſſenſchaft“ Tit. 1. „Beſoldungen“ 


t 2 

Abg. v. Meyer (Arnswalde) auf die geringe Zunahme des 
Ordinariums für Kunſtzwecke hin und ſpricht dabei den Wunſch 

daß es ſich hier nur um eine Kunſtpauſe handle. Wo Aus⸗ 

aben für die Kunſt gemacht ſind, habe man nur unabweisbare 
Bedürfniſſe befriedigt, z. B. die Dekorirung der Miniſterwohnun⸗ 
gen mit Gemälden, Be die Miniſter von ihrem eigenen geringen 
Gehalt unmöglich herſtellen laſſen können. Redner freut ſich, daß 
ſeinen vorjährigen Anregungen über die Aenderungen der prähiſto⸗ 
riſchen Fracks der Standesbeamten und betr. der Berliner Stra⸗ 
ßenbrunnen Folge gegeben ſei, bemängelt aber im Weiteren ver⸗ 
ſchiedene Einrichtungen der feen Abena ſo ſei z. B. dort im 
Treppenhauſe das eine Fenſter überhaupt in Bezug auf Zuwen⸗ 
dungen ziemlich ſchlecht weggekommen, ſo daß man don einer Be⸗ 
vorzugung des „Waſſerkopfs“ nicht wohl ſprechen könne. Dennoch 
könne für die Förderung der Kunſt in ganz Deutſchland mehr als 
bisher geſchehen, z. B. für das Kunſtgewerbe, insbeſondere für die 
Glasmalerei. Nur ſolle man nicht immer Anforderungen an Preu⸗ 
ßen ſtellen. Der Reichstag möge dem Kajſer einen Dispoſitions⸗ 
fonds zur Förderung der Monumentalmalerei in ganz Deutſchland 
zur Verfügung ſtellen. ö ; 

Abg. Seyffardt ſpricht den Wunſch aus, daß die Muſeen 
längere Zeit dem Publikum geöffnet ſeien. 

Abg. Bieſenbach (Ztr.) wünſcht, daß der Kultusminiſter der 
Malerei, insbeſondere der Staffelmalerei weiterhin ſeine Förderung 
zu Theil werden laſſe. Redner weiſt ferner darauf hin, daß die 
Amerikaner einen Schutzzoll von 25 Prozent des Werthes für Ge⸗ 
mälde beſitzen und regt an, daß die Regierung auf Beſeitigung 
dieſes Prohibitivzolls ihren ganzen Einfluß verwende. 

Abg. Goldſchmidt (dfr.) befürwortet eine Ausdehnung der 
Beſuchsſtunden der Muſeen auf die Abendſtunden, damit dieſelben 
auch den Gewerbetreibenden zugänglich gemacht würden, und da⸗ 
mit auch die Abgeordneten einmal in die Lage kämen, dieſelben 
einmal mit ihrem Beſuch zu beehren (Heiterkeit). 

Miniſter v. Goßler dankt für die ausgeſprochenen Vorſchläge 
und bedauert, mit Rückſicht auf die finanzielle Lage dieſelben nicht 
e ausführen zu können. Für die längere Offenhaltung der 
Muſeen ſei nicht blos die Einrichtung der elektriſchen Beleuchtung, 

ondern auch eine Vermehrung des a f er schon vor nothwendig. 
en amerikaniſchen Zoll zu beſeitigen, ſei er ſchon por Jahren ich 
Kräften bemüht geweſen. Was die Miſere anbetrifft, in der ſi 
die Künſtler befänden, ſo ſeien die Bildhauer am ſchlimmſten daran. 
Daß nicht alle Landestheile in gleichem Maße berückſichtigt würden, 
liege zur Zeit an der mangelnden Initiative dieſer Landſchaften. 

Abg. v. Heereman (Zentr.) ſpricht ſich gegen die Ausdehnung 
der Beſuchszeit auf die Abendſtunden für die Muſeen aus. Die 
Summen, die zu der Einrichtung der elektriſchen Beleuchtung er⸗ 
forderlich ſeien, würden beſſer zu der Ausſtattung der probinzialen 
Sammlungen und zur Unterhaltung der Kunſtdenkmäler verwandt. 

Bei Titel 6a „Kunſtgewerbe“ betont 


eine Abendbeſuchszeit einzurichten. 
niſter ſchon der 


„ſie wahrten we 


Abg. Goldſchmidt (dfr.), das Bedürfniß, gerade für dieſes 
i Redner fragt an, ob der Mi⸗ 
Frage des Studiums der Naturformen an kunſt⸗ 
ewerblichen Schulen näher getreten ſei, deſſen Nothwendigkeit mit 


Recht von ſachverſtändiger Seite hervorgehoben werde. 


Miniſter v. Goßler erwidert, daß an der Berliner techniſchen 


Hochſchule bereits ſeit Jahren an der Hand der natürlichen An⸗ 
ee unterrichtet werde. Eine weitere Ausdehnung ſei in der 
rüfung. 


Der Titel wird bewilligt, ebenſo die übrigen auf die Kunſt ſich 


beziehenden Titel. 


Hierauf vertagt ſich das Haus auf Mittwoch 11 Uhr. 
Schluß 4, Uhr. 


Deutſchland. 
A Berlin, 24. März. Der Sonnabendartikel der 
„Nordd. Allg. Ztg.“ hat nicht bloß in parlamentariſchen 
Kreiſen ſondern auch in der Umgebung des Hofes den aller⸗ 
unangenehmſten Eindruck gemacht. Bereits verlautet, daß der 
„Reichsanz.“ eine Erwiderung auf die Darſtellung der „N. 
A. Z.“ bringen wird. Wir wollen uns für dieſe Mittheilung 
nicht verbürgen, aber ſie wurde heute im Abgeordnetenhauſe 
verbreitet, und ſie iſt nicht unglaubwürdig. Der Kaiſer ſoll 
eine ſcharfe Aeußerung über die als Auflehnung bezeichnete 
Preßpolemik von der anderen Seite her gethan haben. Schon 
finden ſich Leute, welche an den Arnimparagraphen und an 
eine Wiederholung des Arnim-Falles denken. So 
ſchlimm wird es ja nicht kommen, indeſſen ohne Folgen wird 
der Verſuch einer gewiſſen Preſſe, die öffentliche Meinung 
einſeitig zu beeinfluſſen, ſchwerlich bleiben. Mit einiger 
Bosheit wird gefragt, ob es dem Fürſten Bismarck gefallen 
könnte, wenn nun etwa der „Reichsanz.“ die Gründe aus⸗ 
einanderſetzte, aus denen ſowohl der Kaiſer wie die Bundes⸗ 
fürſten darauf verzichteten, den Fürſten Bismarck zur Zurück⸗ 
nahme ſeines Abſchiedsgeſuches zu bewegen. Eine nebenſäch⸗ 
liche aber doch nicht ſo unintereſſante Folge werden die Artikel 
der „N. A. Z.“ jedenfalls haben; dies Blatt wird aufhören, 
offiziös im bisherigen Sinne zu ſein, dafür aber wird es 
bismarckiſch⸗offiziös bleiben. Leicht möglich, daß daſſelbe 
Schickſal auch die Blätter vom Schlage der „Hamb. Nachr.“ 
trifft. Was dieſe Zeitung jetzt über Miniſter⸗Kombinationen 
berichtet, macht den Eindruck, als ſei es auf eine Ironiſirung 
der wirklichen maßgebenden Willensmeinung abgeſehen. Aus 
der Umgebung der entſcheidenden Stelle haben die „Hamb. 
Nachr.“ ihre Mittheilungen nicht, ſondern ſie beziehen ſie aus 
derſelben Quelle, aus welcher ſich in den letzten Tagen die 
Tintenſtröme in die erſte Spalte der „N. A. Z.“ ergoſſen haben. 
Im Abgeordnetenhauſe hat es heute einen befremdenden Ein- 
druck gemacht, daß die „Nachrichten“ ein Miniſterium Miquel⸗ 
Huene-⸗Rickert ankündigen und daß fie das mehr als ſonderbare 
Zukunftsprogramm einer Verbindung von Friedericianiſcher 
Kabinetsregierung und modernem Parlamentarismus aufſtellen. 
Das heißt nichts anderes, als: ſich zwiſchen zwei Stühle 
ſetzen, und es iſt kein Wort darüber zu verlieren, daß die ſes 


Programm unmöglich das der Krone ſein kann. Ueber⸗ 
haupt findet man in parlamentariſchen Kreiſen, auch 
in ſehr gemäßigten, daß es nicht gut iſt, wenn 


einige Blätter fortwährend das Bismarckſche Wort vom Kaiſer 
als ſeinen eigenen Kanzler benutzen. Selbſt die Konſervativen 
ſind der Meinung, daß eine ſolche Formel ſich nur höchſt un⸗ 
vollkommen mit dem Weſen des modernen Staats decke. Wir 
leben in einem Verfaſſungsſtaate, und kein Miniſter hat das 
Recht, hinter der Krone Deckung zu juchen. Unſer Reichs⸗ 
kanzler und unſere Miniſter haben ſelber die Verantwortlich⸗ 
keit zu tragen. Zudem iſt Herr v. Caprivi gewiß nicht der 
Mann, dem zuzutrauen wäre, daß er bloßes Werkzeug ſein 
möchte. Was über die Vorgänge in der Unterredung des 
Kaiſers mit dem Fürſten Bismarck am Morgen des 15. März 
berichtet wurde, wird uns von zuverläſſiger Seite mit der 
Beifügung von Einzelheiten beſtätigt, die wir beſſer auf ſich 
beruhen laſſen. Nur ſoviel wollen wir jagen, daß nach die- 
ſer Unterredung jede Möglichkeit ausgeſchloſſen ſcheint, als 
könnte jemals wieder ein engeres Verhältniß zwiſchen dem 
Kaiſer und dem Fürſten Bismarck eintreten. Es iſt ein voll⸗ 
ſtändiger Bruch vorhanden, wie ihn in ſolcher brüsken Schärfe 
niemals Jemand erwarten konnte und der Verlauf der Dinge 
liegt eigentlich ſchon jetzt klar vor den Augen einer großen 
Anzahl von Menſchen. — — Eine abſolut unrichtige Mit⸗ 
theilung iſt vom Abg. Stöcker in der Sitzung des Ab- 
geordnetenhauſes vom 20. März gemacht worden. Stöcker 
ſagte: „Eine Hochſchule für die Wiſſenſchaft des Judenthums 
iſt von uns 1872 aus Staatsmitteln errichtet worden.“ Das 
iſt falſch. Nur die Jahreszahl der Errichtung dieſer Hoch- 
ſchule iſt von Herrn Stöcker richtig angegeben worden. Die 
Akademie iſt aus privaten, jüdiſchen Mitteln gegründet. 
Die Mittheilung des Herrn Stöcker hatte den Zweck, für die 
von ihm verlangte Abſonderung der jüdiſchen Volksſchüler 
ein Beiſpiel aus dem höheren Schulweſen zu finden. Es wäre zu 
wünſchen geweſen, daß die tendenziöſen Zwecken dienende Be⸗ 
hauptung des Abg. Stöcker ſofort ihre Widerlegung gefunden 
hätte. Zu einer Richtigſtellung wären wohl zunächſt die Re⸗ 
gierungsvertreter in der Lage geweſen, denen der wahre Sach⸗ 
verhalt nicht unbekannt ſein konnte. Das Schweigen der Re⸗ 
gierungsvertreter zu der erfundenen Angabe des Herrn Stöcker 
paßt ſo ziemlich zu der freundlichen Aufnahme der Stöcker⸗ 
ſchen „ſchultechniſchen“ und „pädagogiſchen“ Ausführungen 
durch Herrn v. Goßler. 


— Der Kaiſer und der Prinz von Wales beſuchten 
geſtern die Kaſerne des erſten Garde-Dragoner- Regiments 
(Königin von Großbritannien und Irland) in der Belle⸗Alliance⸗ 
ſtraße. Vom Regiments⸗Kommandeur, Oberſtlieutenant v. Kotze, 
und dem geſammten Offizierkorps empfangen, begaben ſich die 
hohen Gäſte nach dem Kaſernenhofe, woſelbſt ein Vorreiten in 
drei Abtheilungen ſtattfand. Zuerſt wurden von Unteroffizieren 


die Remonten vorgeritten, dann ritt eine Abtheilung älterer 
Leute, und zuletzt Rekruten. Der Kaiſer ſowohl wie der Prinz 
von Wales nahmen wiederholt Veranlaſſung, dem Kommandeur 
ihre Zufriedenheit auszuſprechen. Nach halbſtündigem Exer⸗ 
zitium begann das Dejeuner in dem Offizierkaſſino, welchem 
auch Prinz Georg von Großbritannien, der großbritanniſche 
Botſchafter, Sir Edward Malet mit dem geſammten Perſonal 
der Botſchaft, Graf Herbert Bismarck und Graf Walderſee, 
der Kriegsminiſter v. Verdy beiwohnten. Der Kaiſer brachte 
dabei einen bemerkenswerthen Toaſt aus, der wie folgt ſkizzirt 
wird: 

Der Kaiſer dankte in warmen Worten der Königin von Groß⸗ 
britannien und Irland für die Ehre, welche fie dem Regiment er⸗ 
wieſen habe, als ſie die Chefſtelle des Regiments aus ſeinen Hän⸗ 
den angenommen. Der Kaiſer gedachte ſodann des heutigen Tages, 
an welchem die Königin ſich anſchicke, eine längere Reiſe zur Stär⸗ 
kung ihrer Geſundheit anzutreten; er wünſchte derſelben, daß ſie 
jene Kräftigung finden möge, damit ſie Re lange ihre weile Re⸗ 
gierung fortſetze und Chef ihres Dragoner⸗Regiments bleibe. In 
dieſer Hoffnung und in der Zuverſicht, daß die engliſche und die 
deutſche Flagge ſtets zum Segen und als ein Friedenshort der 
Erde und ihrer Völker wehen möge, forderte der Kaiſer die An⸗ 
weſenden auf, einzuſtimmen in den Ruf: „Ihre Majeſtät die Köni⸗ 
gin Victoria lebe hoch!“ = : 

Begeiſtert ſtimmte die Verſammlung ein, und die Muſik 
intonirte das „God save the Queen.“ 


— Dem Vernehmen nach gedenkt der Prinz von Wales 
bis zum 28. d. M. in Berlin zu verbleiben. Am Sonnabend 
hatte der Prinz von Wales, wie die „Kreuzztg.“ berichtet, 
dem Fürſten Bismarck einen Beſuch abgeſtattet, konnte jedoch 
nicht empfangen werden, da der Fürſt unpäßlich war. 
Dieſe Unpäßlichkeit kann indeſſen nur ſehr vorübergehender 
Natur geweſen ſein, da am ſelben Tage beim Fürſten ein 
Mittageſſen ſtattfand, an welchem der Reichskanzler General 
v. Caprivi, die preußiſchen Staatsminiſter, die Staatsſekretäre 
der Reichsämter, der Unterſtaatsſekretär Homeyer und Prof. 
Schweninger Theil nahmen. 

— Dem Staatsminiſter und Staatsſekretär im Aus⸗ 
wärtigen Amte, Grafen Herbert Bismarck, iſt, wie Berliner 
Blätter hören, der nachgeſuchte Abſchied bewilligt worden. 

— Die wiederholt erwähnte Kabinetsordre von 1852, 
welche in der Kriſis eine gewiſſe Rolle geſpielt hat, wird jetzt 
durch die „Magdeb. Ztg.“ bekannt; ſie lautet: | 
„»Ich finde es nöthig, daß dem Minijterpräfidenten, mehr als 
bisher, eine allgemeine Ueberſicht über die verſchiedenen Zweige 
der inneren Verwaltung und dadurch die Möglichkeit gewährt 
werde, die nothwendige Einheit darin, ſeiner Stellung gemäß, auf⸗ 
recht zu erhalten und Mir über alle wichtigen Verwaltungsmaß⸗ 
regeln auf Mein Erfordern Auskunft zu geben. Zu dem Ende be⸗ 
ſtimme Ich Folgendes: 1) Ueber alle Verwaltungsmaßregeln von 
Wichtigkeit, die nicht ſchon nach den beſtehenden Vorſchriften einer 
vorgängigen Beſchlußnahme des Staatsminiſteriums bedürfen, hat 
ſich der betreffende Departementschef vorher, mündlich oder ſchrift⸗ 
lich, mit dem Miniſterpräſidenten zu verſtändigen. Letzterem ſteht 
es frei, nach ſeinem Ermeſſen eine Berathung der Sache im 
Staatsminiſterium, auch nach Befinden eine Berichterſtattung dar⸗ 
über an Mich zu veranlaſſen. 2) Wenn es zu Verwaltungsmaß⸗ 
regeln der angegebenen Art, nach den beſtehenden Grundſätzen, 
Meiner Genehmigung bedarf, ſo iſt der erforderliche Bericht vorher 
dem Miniſterpräſidenten mitzutheilen, welcher denſelben mit ſeinen ö 


etwaigen Bemerkungen Mir vorzulegen hat. 3) Wenn ein Ver⸗ 
waltungschef ſich bewogen findet, Mir in Angelegenheiten ſeines 
Reſſorts unmittelbar Vortrag zu halten, ſo hat er den Miniſter⸗ 
Präſidenten davon zeitig vorher in Kenntniß zu ſetzen, damit der⸗ 
ſelbe, wenn er es nöthig findet, ſolchen Vorträgen beiwohnen kann. 
— Die regelmäßigen Immediat⸗Vorträge des Kriegsminiſters bleiben 
von dieſer Beſtimmung ausgeſchloſſen. 
Charlottenburg, den 8. September 1852. 
gez. Friedrich Wilhelm. 
gegengez. Manteuffel.“ 

Der Wortlaut beſtätigt, daß es ſich 1852 darum hans 
delte, die erforderliche, damals vermißte Einheitlichkeit der Re⸗ 
gierung zu ſichern — die auch künftig nothwendig bleibt, aber 
ebenſo gut durch minder formale Mittel gewährleiſtet werden 
kann, als durch dieſe Kabinetsordre, welche allem Anſchein nach 
ſchon ſeit langer Zeit in Vergeſſenheit gerathen war. In den 
letzten Wochen, ſo bemerkt dazu die „Nat.⸗Ztg.“, hat es ſich offen⸗ 
bar darum gehandelt, die zu weit gediehene Konzentration 
der Regierungsgewalt in der Perſon des Fürſten Bismarck theil⸗ 
weiſe rückgängig zu machen, was auch im Hinblick auf ſeine 
Abweſenheit von Berlin während eines großen Theils des 
Jahres nothwendig war, und er ſcheint ſich, den entſprechenden 
Bemühungen gegenüber, auf die Ordre von 1852 berufen zu 
haben. 

— Anläßlich des Rücktritts des Fürſten Bismarck 
hatte der italieniſche Miniſterpräſident Crispi ein Telegramm 
an den Fürſten gerichtet, deſſen Wortlaut wir bereits mitge— 
theilt haben. Die Antwort des Fürſten Bismarck auf 
dieſes Telegramm dankt für die herzlichen Worte. Diefelben. 
erfreuten ihn als ein neuer Beweis der Gefühle des Ver⸗ 
trauens und der Zuneigung. Der Fürſt erwidere dieſe Gefühle 
von ganzem Herzen und habe ſich glücklich gefühlt, ſich einem 
Staatsmanne wie Crispi gegenüber zu befinden, als ſie beide 
die Geſchäfte ihrer Länder beriethen. Der Fürſt bittet, mit 
ſeinem Nachfolger die vertrauensvollen Beziehungen weiter zu 
pflegen, die den Intereſſen beider Länder ſo gut gedient hätten. Der 
Fürſt wird ſtets die Erinnerung an die politiſchen Beziehungen 
bewahren und bittet, ebenſo die perſönliche Freundſchaft zu 
erhalten, welche das Ergebniß gemeinſamer Arbeit im Dienſte | 

| 


des Vaterlandes geweſen fei. f 

— Zu der Verleihung des Herzogtitels an den Für⸗ 
ſten Bismarck bemerkt die „Magdeb. Ztg.“: Die Verleihung 
des Herzogtitels iſt in Preußen eine ſo ſeltene Auszeichnung, 
daß ſie bisher nur dreimal erfolgt iſt. Im Jahre 1840 
wurde der Prinz Viktor zu Hohenlohe-Waldburg⸗Schillings⸗ 
fürſt, der ältere Bruder des jetzigen Statthalters von Straß⸗ 
burg, als Erbe der Beſitzungen der im Jahre 1834 erloſche⸗ 
nen landgräflichen Linie Heſſen⸗Rotenburg zum Herzoge von 
Ratibor und 1861 der Fürſt zu Hohenlohe-Oehringen zum 


erzoge von Ujeſt befördert. Ihm ſchließt Sich jetzt Fürſt 
Wigan als Herzog von ee Lie Aude deb 
Herzogs von Ratibor nennen ſich Prinzen und Prinzeſſinnen 
von Ratibor, während er ſelbſt noch den Titel Fürſt zu Ho⸗ 
henlohe⸗Schillingsfürſt nebenbei führt, auf die Standesherrſchaft 
ſelbſt aber zu Gunſten ſeines Bruders verzichtet hat. Der 
Herzog von Ujeſt iſt zugleich Beſitzer der Standesherrſchaft 
Dehringen, ſeine Kinder heißen Prinzen und Prinzeſſinnen zu 
Hohenlohe-Oehringen, der Herzogstitel wird ſich nur auf den 
erſtgeborenen Sohn vererben. Darüber, wie es in dieſer Be⸗ 
ziehung innerhalb der Familie Bismarck gehalten werden wird, 
ſind wohl noch keine Beſtimmungen getroffen. Bei der Ver⸗ 
leihung des Herzogtitels an den Herzog von Sagan, welcher 
hier noch in Betracht kommen könnte, hat es ſich nur um eine 
Uebertragung des von der Mutter des jetzigen Herzogs ererb⸗ 
ten und geführten Titels auf den Sohn, des Prinzen Ludwig 
v. Talleyrand⸗Perigord, der nach dem Tode ſeines Vaters zu⸗ 
gleich franzöſiſcher Herzog von Talleyrand geworden iſt, ge⸗ 
andelt. Die ſonſt noch in Preußen anſäſſigen Herzöge von 
Arenberg und Croy-⸗Dülmen führen ihren Titel aus der Zeit, 
wo ihre Familien noch reichsunmittelbar waren, ebenſo der 
erzog von Looz und Corswarem, der unſeres Wiſſens jetzt 
in Deutſchland keine Güter mehr beſitzt.“ 

— Nicht Graf Wal derſee, wie der „Hamb. Cour.“ 
meldete, ſondern General Bronſart v. Schellendorf iſt zum 
Kommandeur des X. Armeekorps an Stelle Caprivis 
ernannt und der als Nachfolger Walderſees bezeichnete 
General v. Häſeler zum Kommandeur des 16. Armeekorps. 
Die Gerüchte von einer Erſchütterung der Stellung des Grafen 
Walderſee werden nun wohl verſtummen. 

— Wie die „Hamb. Nachr.“ hören, ſoll zwar nicht die 
Einführung der zweijährigen Dienſtzeit für die Infanterie, 
aber eine größere Ausdehnung des Syſtems der Dispoſitions⸗ 
urlauber in Ausſicht genommen ſein. 

— Ueber den neuen Reichskanzler v. Caprivi erhält die 
„Nat.⸗Itg.“ folgende Mittheilung: „Im Jahre 1878 befand ſich 
Fur Bismarck einmal auf der Rückreiſe von Friedrichsruh nach Berlin 
im Hamburger Zuge. Auf einer der Stationen ſtieg Herr v. Ca⸗ 
privi in den Zug ein, um ebenfalls nach Berlin zu fahren. Da er 
in der Umgebung des Kanzlers Bekannte ſah, ließ er ſich demſel⸗ 
ben vorſtellen und blieb danach im Salonwagen des Fürſten Bis⸗ 
marck, mit dem er nun in lebhafte Unterhaltung gerieth. Mit Be⸗ 
Zug auf dieſe Begegnung äußerte der Kanzler am Abend deſſelben 
Tages zu einem Herrn ſeiner Umgebung: „Ich habe mir ſchon oft 
Gedanken darüber gemacht, wer wohl einmal mein Nachfolger wer⸗ 
den dürfte. Heute habe ich ihn geſehen.“ 


Militäriſches. 

—u. Ordensverleihungen. Mittelſt Allerhöchſter Kabinets⸗ 
ordre vom 23. März d. J. hat der Kaiſer ferner folgende Aus⸗ 
zeichnungen verliehen; den Rothen Adlerorden dritter 
Klaſſe mit der Schleife dem Oberſt Röſpel, Kommandeur 
des 2. Niederſchleſiſchen Infanterie⸗Regiments Nr. 47; den Rothen 
Aldlerorden vierter Klaſſe dem Major Graf Kirchbach, 
Adjutant des General⸗Kommandos, dem Major von Kohlhoff 
vom 2. Niederſchleſiſchen Infanterie-Regiment Nr. 47, dem Major 
Sakowski vom Infanterie⸗Regiment Nr. 50, dem Major Müller 
vom Feld⸗Artillerie⸗Regiment Nr. 20 und dem Major von Por⸗ 
beck, Artillerie⸗Offizier vom Platz in Poſen; den königlichen 
Kronenorden dritter Klaſſe dem Oberſtlieutenant von 
Pfiſter vom Grenadier-Regiment Graf Kleiſt von Nollendorf; 
den königlichen Kronenorden vierter Klaſſe dem Rech⸗ 
nungsrath Gerhardt von der Intendantur des V. Armeekorps 
und dem Rechnungs-Rath Schmidt von der dritten Feſtungs⸗ 
Inſpektion. . 5 
r., Für das XVI. und XVII. Armeekorps, welche be⸗ 
kanntlich zu Anfang April d. J. formirt werden, iſt bereits eine 
ganze Anzahl von Beamten der Militär⸗Verwaltung ernannt wor⸗ 
den, welche das Militär⸗Wochenblatt namhaft macht; unter dieſen: 
Kund, Mil.⸗Intendant des II. Armeeforps, zum XVII. Armee⸗ 
korps, Fielitz, Intend.⸗Rath vom XV. Armeekorps, unter Be⸗ 
auftragung mit Wahrnehmung der Mil.⸗Intendantenſtelle, zum 
XVI. Armeekorps verſetzt. 


Landwirthſchaftliches. 

2 Kreis Bomſt, 22. März. [Der land wirt hſchaftliche 
Provinzialverein für Poſen] hat bei dem landwirthſchaft⸗ 
lichen Ruſtikalverein für Wollſtein und Umgegend durch ein Zirku⸗ 
lar in Anregung gebracht, ſich auch an den Kreisverein anzu⸗ 
ſchließen. Der Vorſtand hat jedoch abgelehnt, weil der Verein 
dem Provinzialverein angeſchloſſen iſt und daher ein Bedürfniß 
zum Anſchluß an den Kreisverein nicht vorliegt. 


Lokales. 


Poſen, den 25. März. 

d. Zu dem Rücktritt des Reichskanzlers äußern 
ſich außer dem „Dziennik Pozn.“ auch die übrigen Blätter 
der hieſigen polniſchen Tagespreſſe in ſpaltenlangen Artikeln. 
„Schade um den Fürſten Bismarck“, lautet die Spitzmarke 
zu den ſarkaſtiſchen Aeußerungen des „Goniee“, in welchen 
zunächſt die Anſicht ausgeſprochen iſt, daß der neue Reichs⸗ 
kanzler ein Mann von gleichem Geiſte und von gleicher That⸗ 
kraft ſein müſſe wie ſein Vorgänger, denn es ſei ſchwer, das, 
was während der Zeit von 30 Jahren geſchehen ſei, wieder 
zabzuarbeiten“. Die Konſequenzen jener dreißigjährigen Wirk⸗ 
ſamkeit ſeien unaufhaltſam, ſie würden unbedingt zu That⸗ 
ſachen werden. Alles, was ſeit dem Jahre 1863 von dem 
damaligen Miniſter und ſpäteren Reichskanzler unternommen 
worden ſei, habe den Polen zum Nutzen gereicht. Die Ein⸗ 
verleibung Schleswig⸗Holſteins an Preußen habe die Geheim⸗ 
niſſe Europas enthüllt und Rußland vor einem Nachbar 
gewarnt, der auf dem Wege geweſen ſei, die Weltregierung 
an ſich zu reißen. Der deutſch⸗öſterreichiſche Krieg hätte den 
Polen in Galizien vollſtändige Autonomie gebracht, welche 
dieſelben ſonſt nie erhalten hätten. Das deutſche Bundes⸗ 
gebiet, welches ſich im Jahre 1865 bis nach Lemberg, Tarno⸗ 
pol, Czernowitz, bis nach Agram, Dalmatien u. ſ. w. erſtreckt 
habe, ſei mit dieſem Kriege bedeutend eingeſchränkt worden, 


Polen, Mähren, Czechen, Magyaren u. ſ. w. aus deutſcher 
Gewalt befreit. — Der deutſch⸗franzöſiſche Krieg habe Napo⸗ 
leon III. geſtraft: 1) für den Verrath an der eigenen Nation; 
2) für den Verrath an den Polen, indem er denſelben im 
Jahre 1863 Hilfe verſprochen, ſein Wort aber nicht gehalten 
und ſie den Martern eines Murawiew u. A. preisgegeben 
habe; J) für den Verrath an Maximilian; endlich 4) für den 
Verrath an Pius IX. und der katholiſchen Kirche. 

„Die Niederlage der Franzoſen“, heißt es zum Schluß der 
Ausführungen des „Goniec“, „hat die Polen von der Krankheit, 
ſich auf Andere zu verlaſſen, gründlich geheilt, und dieſelben ge⸗ 
lehrt, bei ſich ſelbſt Hilfe zu ſuchen. Noch mehr ſind die Polen zu 
ſich gekommen, als bald nach dem deutſeh⸗franzöſiſchen Kriege einander 
folgten : die Maigeſetze, die Inhaftirung der Geiſtlichen, die Ab⸗ 
ſetzung des Erzbiſchofs Ledochowski, das Verbot des Gebrauchs 
der polniſchen Sprache als Amtsſprache bis in die Volksſchulen 
herab, die antipolniſchen Geſetze und zuletzt das Anſiedelungsgeſetz. 
Es wird Niemand behaupten, daß es materielle oder moraliſche 
Wohlthaten geweſen ſind, mit denen uns Fürſt Bismarck in dieſer 
Zeit überſchüttet hat. Es wird auch Niemand ſagen, daß der 
„Goniec“ dem Fürſten Bismarck für Alles dies dankt — aber das 
behaupten wir, daß das Schlimme, welches alle jene Neuheiten be⸗ 
gleitete, eine entgegengeſetzte Wirkung hervorgebracht hat.“ 

Der „Dziennik Pozu.“ veröffentlicht einen zweiten, be⸗ 
reits von ihm angekündigten Artikel, in welchem er einen 
Rückblick auf die letzten Jahre der Amtirung des Reichskanz⸗ 
lers wirft und die während dieſer Zeit aufgetauchten Gerüchte 
von einer Abdankung deſſelben hervorhebt. Einen 
großen Kanzler — nennt der „Dziennik“ den Fürſten Bis⸗ 
marck — einen großen Staatsmann, einen klugen Diplomaten, 
einen Menſchen von eiſernem Willen und ſchnellem Entſchluß, 
mit einem Wort ein unleugbares Genie. Ob dieſes Genie 
aber ſeine Macht zu dem Umfange, wie dies der Fall ſei, ge⸗ 
bracht haben würde, wenn er nicht in Kaiſer Wilhelm I. eine 
Stütze gehabt hätte, ſei wohl nicht anzunehmen. Fürſt Bis⸗ 
marc ſei durch Kaiſer Wilhelm I. und dieſer durch den Er⸗ 
ſteren zu Macht und Größe gekommen. Fürſt Bismarck ſei 
unendlich vom Glück begünſtigt worden bei ſeiner Einwirkung 
auf menſchliche Einrichtungen. Seine Macht ſei aber ge⸗ 
ſcheitert, wenn er es unternommen habe, mit göttlichen Ein- 
richtungen zu hadern. Aus dem Kulturkampfe habe er ſich 


nur durch einen Gang nach Kanoſſa gerettet. 

Der „Kuryer Poznanski“ äußert ſich über die hervor⸗ 
ragenden Geiſtesgaben des Reichskanzlers in ähnlicher Weiſe 
wie der „Dziennik“. Auch decken ſich die Anſchauungen des 
„Kuryer“ über die vom Reichskanzler gehandhabte innere und 
äußere Politik im Weſentlichen mit denen des „Dziennik“. In 
Bezug auf die innere Politik des Fürſten Bismarck ſeien nach⸗ 
ſtehende Stellen aus dem Artikel des „Kuryer“ angeführt: 

„Er duldete Niemand über ſich; er führte ſelbſtändig das Ruder 
der inneren Politik des preußiſchen Staates, er warf die Miniſter 
unter einander wie man Steine auf dem Schachbrett verſetzt, er 
nutzte eine politiſche Fraktion nach der andern aus, er änderte 
politiſche Syſteme mit großer Leichtigkeit und war in den Mitteln 
nicht wähleriſch; aus einem Freihändler wurde er ein Schutzzöllner, 
aus einem Liberalen ein Konſervativer, aus einem Gegner der ka⸗ 
tholiſchen Kirchen ein ſcheinbarer Anhänger ihrer Gleichberechtigung. 
Wir Polen haben die Folgen der Polikik des Reichskanzlers nicht 
nur als Angehörige des preußiſchen Staates und als Reichsange⸗ 
hörige empfunden, ſondern auch noch in einer beſonderen Weiſe 
als ein Volk, das Fürſt Bismarck ganz beſonders gehaßt hat. Wir 
Polen ſind ganz beſonders zum Gegenſtande ſeiner politiſchen Ex⸗ 
perimente geworden. Wenn wir die Amtsniederlegung des Fürſten 
Bismarck in Erwägung ziehen, ſo iſt es ganz natürlich, wenn wir 
eine gewiſſe Befriedigung darin empfinden, unſeren Gegner ſeiner 
Stellung enthoben zu ſehen. Wir wünſchen nur, daß dieſer Rück⸗ 
tritt gleichbedeutend mit einer Aenderung des Syſtems wäre, wel⸗ 
ches auf anderen Gebieten ſich ſchon als ſehr ſchädlich erwieſen und 
zu großen Befürchtungen Anlaß gegeben hat und welches hinſicht⸗ 
lich der gegen uns angewendeten Maßnahmen den erwünſchten 
Erfolg nicht haben, vielleicht gar das Gegentheil erzielen wird.“ 

—u. Der Ornithologiſche Verein hat am vergangenen 
Sonnabend eine außerordentliche General-Verſammlung abge⸗ 
halten. Der Vorſitzende, Herr Kaufmann Rudolf Schulz, er⸗ 
öffnete die Sitzung um 8½ Uhr. Nach 1 des Protokolls 
der ordentlichen General⸗Verſammlung und Anfnahme eines Mit⸗ 
gliedes theilte der Vorſitzende zunächſt mit, daß die Niſtläſten in 
den Anlagen einer Durchſicht, Umhängung und Neubefeſtigung in 
voriger Woche unterzogen worden ſind. An Gartenbeſitzer werden 
Natuürniſtkäſten durch den Verein zum Selbſtkoſtenpreiſe auch in 
dieſem Frühjahr abgegeben werden. Hierauf wurde über die Aus⸗ 
ſtellungsfrage berathen. Nach langer Debatte beſchloß die Ver⸗ 
ſammlung, in den Tagen vom 29. November bis 1. Dezember d. J. 
im Falle einer genügenden Betheiligung eine allgemeine Ornitho⸗ 
logiſche Ausſtellung mit Prämiirung und Verlooſung zu veran⸗ 
ſtalten. Zur Ausſtellung ſollen zugelaſſen werden: Hühner, Trut⸗ 
hühner, Perlhühner, Faſauen, Enten, Gänſe, Tauben, Sing⸗ und 
Ziervögel und Kanarien, ferner auf deren Zucht und Pflege be⸗ 
zügliche Schriften, Geräthſchaften, die mit der Geflügelzucht und 
dem Vogelſchutz in Verbindung ſtehen, ſowie Apparate, Käfige und 
Futterproben. Als Schluß der Anmeldung der Ausſtellungsobjekte 
iſt der 1. November feſtgeſetzt worden. Alles übrige die Ausſtel⸗ 
lung Betreffende wird in den nächſten Sitzungen berathen werden. 
Der Voxſitzende ſchloß die Verſammlung darauf nach 11 Uhr. 

d. Ein Hilfskomite zur Linderung der Hungersnoth in 
Galizien hat ſich auch in Weſtpreußen gebildet. Die Zentral⸗ 
Leitung für die Thätigkeit des dortigen Hilfskomites, welches in 
feiner Einrichtung dem Poſener Komite ähnlich iſt, geht von 
Thorn aus. f } 8 5 0 

u. Diebſtahl. In dem Saale eines hieſigen Hotels iſt 
geſtern bei Gelegenheit einer Hochzeit von einer bis jetzt noch un⸗ 
ermittelt gebliebenen Perſon eine ovale Sparbüchſe mit ungefähr 
vier bis fünf Mark Inhalt geſtohlen worden. An der Sparbüchſe 
befand ſich ein Metallherz mit der Inſchrift: „Arme Bräute 
wünſchen den Neuvermählten Glück und Segen! = 

u. Verhaftungen. Heute Morgen iſt ein Arbeiter von 
hier wegen Verübung eines Diebſtahls in Haft genommen worden. 
Derſelbe wurde dabei abgefaßt, als er auf dem hieſigen Zentral⸗ 
bahnhof aus einem Güterwagen eine größere Quantität Getreide 
entwendete. — Geſtern Nachmittag iſt ein Konditorgehilfe aus 
Poſen wegen Verübung eines Diebſtahls zur Haft gebracht worden. 
Derſelbe hat ſeinem Prinzipal, einem in der Berlinerſtraße wohn⸗ 
haften Konditor, eine Flaſche Wein, zwei Packete ruſſiſchen Thee 
und eine Tafel Chokolade entwendet. — Ferner wurde geſtern 
Abend ein hieſiger Schuhmacher verhaftet. Derſelbe wünſchte, in 
dem in der Bergſtraße belegenen Geſchäftslokal eines hieſigen 
Barbiers für drei Pfennige raſirt zu werden. Als man ſeinem 
Wunſche nicht nachkam, wollte er die Schaufenſterſcheibe zerſchlagen 


und konnte er nur mit Mühe daran verhindert werden. Bei der 
Verhaftung, welche nunmehr erfolgte, leiſtete er energiſchen Wider⸗ 
ſtand. — Wegen Verübung eines Diebſtahls 150 geſtern Abend 
ſchließlich ein Schulknabe von hier verhaftet worden Derſelbe hat 
in Gemeinſchaft mit zwei anderen Burſchen aus Poſen von dem 
Dache des Hauſes Schloßſtraße Nr. 2 eine Quantität Blech los⸗ 
geriſſen und entwendet. Das geſtohlene Gut wurde ihm abge⸗ 
nommen. Seinen Mitſchuldigen gelang es, zu entkommen. 

* [Waſſerſtand der Warthe.] Telegramm aus 
Schrimm: am 23. März 2,14 Meter, am 24. März 1,98 
Meter. 

*Waſſerſtand der Warthe.] 
gorzelice: am 25. März 1,57 Meter. 


Aus der Provinz Poſen 


und den Nachbarprovinzen. 

—i. Gneſen, 24. März. Vom Zuge überfahren. 
Heute Morgen iſt eine Frau von dem hier um 5¼ Uhr früh 
eintreffenden Eiſenbahnzuge überfahren und ſofort getödtet 
worden. Wie wir erfahren, hat ſich dieſelbe auf das Geleiſe 
gelegt, um von dem einlaufenden Zuge überfahren zu werden. 
Es iſt bisher noch nicht feſtgeſtellt worden, wer die betreffende 
Perſon iſt, da das Geſicht der Verſtorbenen unkenntlich ge⸗ 
worden iſt. 

* Gneſen, 23. März. 


Telegramm aus Po⸗ 


[Ornithologiſcher Verein] 


erſtarkten Verein war die letzte, am Mittwoch im Pſchorr abge⸗ 
haltene Verſammlung, zu welcher der Poſenex Verein zwei Depu⸗ 
tirte als Gäſte hergeſandt hatte. 
Rektor Grotrian, eröffnete die Verſammlung und hieß die Gäſte 
im Namen des Vereins herzlich willkommen. Nachdem wurde durch 
den Schriftführer das Protokoll über die letzte Vorſtandsſitzung 
verleſen, die inſofern Intereſſantes bot, als durch den hieſigen 
Verein weitere 110 Niſtkäſtchen für Vogelfreunde auf Grund von 
Beſtellungen zur Lieferung aufgegeben ſind. Hierauf exfolgte 
Kaſſenbericht und Wahl von drei neuen Mitgliedern. Nächſtdem 
erhielt Generalagent Schulz aus Poſen, der Vorſitzende des dortigen 
Vereins, das Wort zu ſeinem angemeldeten Vortrage: „Die Nutz⸗ 
geflügelzucht im landwirthſchaftlichen Betriebe.“ Der Vorſitzende 
dankte nach Beendigung deſſelben für den hochintereſſanten, all⸗ 
gemein beifällig aufgenommenen Vortrag im Namen des Vereins 
und ehrte die Verſammlung den Herrn Vortragenden durch Er⸗ 
heben von den Sitzen. Die Debatte erörterte hauptſächlich die 
Frage des Hineinlegen des Eies in kaltes Waſſer und lieferte 
dieſelbe einen recht intereſſanten Meinungsaustauſch. Nächſtdem 
fand die ſchon in voriger Sitzung angeregte Frage der Prämien⸗ 
zahlung über Anzeigen durch Beſprechen und Abſtimmen ihre 
endgültige Löſung. Es ſollen künftig auch nur, wie in 
Poſen, 5 Mk. Prämie als Belohnung ausgeſetzt und gezahlt 
werden. Der intereſſanteſte Punkt war der letzte, nun⸗ 
mehr zur Erörterung kommende Gegenſtand: „Die Be⸗ 
ſchickung einer Ausgangs dieſes Jahres in Poſen 
ſtattfindenden Geflügel⸗Ausſtellung“, welcher von Herrn Schulz⸗ 
Poſen mit Wärme behandelt wurde. Man traf ein Ueberein⸗ 
kommen, das — gegenſeitiges Entgegenkommen vorausſetzend — 
ſicher die Vereine Poſen und Gneſen in nähere Beziehung zu 
bringen im Stande ſein wird. Zum Schluß drückte Herr Schulz 
ſeinen Dank und ſeine Anerkennung unſerem recht viel verſprechenden 
Vereine in warmen Worten aus. Ein großer Theil der Vereins⸗ 
mitglieder begleitete die geſchätzten Gäſte zum Bahnhof, welche den 
Wunſch eines Beſuches nach Poſen von unferer Seite wiederholt 
bekundeten. f Be (G. 3.) 

*Rogaſen, 23. März. (Die projektirte Dampfmolferei} 
wird auf dem zwiſchen dem Vietzſchen und Dutkiewiezſchen Grund⸗ 
ſtücke gelegenen Felde erbaut werden; für den Grund und Boden 
iſt zwiſchen den Unternehmern und dem bisherigen Beſitzer, Herrn 
L. Seeger, der Kaufpreis von 1000 M. vereinbart worden. 

2? Wollſtein, 22. März. [Vom Pädagogium! hierſelbſt 
werden zum 1. April cr. die Herren Realgymnaſiallehrer G. Mulſow 
und Mittelſchullehrer Beck die Anſtalt verlaſſen und nach anderen 
Orten überſiedeln; Erſterer geht an das großherzogliche Gymnaſium 
in Schwerin, Letzterer an die Stadtſchule in Storchneſt. An ihre 
Stelle ſollen mit Genehmigung der königl. Regierung die Herren 
Dr. Mallet aus Bremen, Sydow aus Stettin und Nixdorf aus 
Ohlau treten. Die hiermit beabſichtigte Vermehrung der Lehrkräfte 
iſt durch die Neueinrichtung der Obertertia nothwendig geworden. 
EE ²˙”“n;Iw !:! e 


Handel und Verkehr. 
SE (Nachdruck verboten.) 
W. Poſen, 25. März. (Original⸗Wollbericht.) Ueberein⸗ 
ſtimmend mit anderen Märkten war auch der Verkehr an unſerem 
Platz während der letzten vierzehn Tage belebt und die Frequenz 
der auswärtigen Einkäufer ziemlich ſtark. Da unſere Lagerinhaber 
den Käufern, im Verhältniß zu anderen Plätzen preiswürdige For⸗ 
derungen ſtellten, ſo gingen die Verkäufe recht leicht von Statten. 
Man verkaufte von den beſſeren Stoffwollen ca. 300 Zentner an 
Thüringiſche Fabrikanten & 153156 M. 350 Zentner Tuchwollen 
an Lauſitzer Fabrikanten à 153—159 M., 200 Zentner feinere 
Tuchwollen an Märkiſche Fabrikanten à 162165 M. und 200 
entner Kammwollen an einen ſüddeutſchen Kämmer à 152156 
Mark. Ein Königsberger Wäſcher erwarb 500 Zentner Kreuzungs⸗ 
Schmutzwolle, à ca. 60 Mark. Von Ruſtikalwolle kaufte ein ſchle⸗ 
ſiſcher Händler eine kleinere Partie à 120 Mark. Das hieſige 
Lager beträgt noch trotz der erwähnten Verkäufe ca. 4000 Zentner 
gute Rückenwäſchen und 600 Zentner Schmutzwollen. In der⸗ 
Provinz, wo die Beſtände ſchon ſehr gelichtet ſind, haben unferes 
Wiſſens keine Verkäufe ſtattgefunden. Kontraktabſchlüſſe auf dies⸗ 
jährige Schur kommen nur noch ganz vereinzelt vor und zwar 
traten bisher ausſchließlich Händler aus der Provinz als Käufer 
auf, während unſere hieſigen Großhändler noch eine reſervirte 
Haltung im Einkauf bewahren. n 
** Zur Situation des Geldmarktes. Auf dem Berliner 
Geldmarkt machte ſich geſtern eine kleine Erleichterung bemerkbar, 
das Angebot war weniger zurückhaltend, als am Schluß der letzten 
Woche und mit ca. 6 Prozent war ohne Schwierigkeit anzukommen; 
der Privatdiskont hielt ſich auf 3 Prozent. Die Ultimoreguli⸗ 
rung entwickelt ſich in ruhiger Weiſe und ſcheint nicht ſonderlich 
großen Umfangs werden zu ſollen, da im Laufe des Monats zahl⸗ 
reiche Engagements von der Spekulation aufgelöſt worden find. 
Auf dieſe Erwägung gründet ſich auch die Annahme, daß der Zins⸗ 
fuß für Geld zu Regulirungszwecken ſich im Laufe der Woche noch 
ermäßigen dürfte. 5 5 
* Braunſchweiger Hypothekenbank. Die Generalverſamm⸗ 
lung der Braunſchweigiſchen Hypothekenbank genehmigte 5 Proz. 
Dividende pro 1889. 5 75 8 € 
Petersburger Diskontobank. Wie die bee per 
Wedomoſti“ erfahren, beträgt die Dividende für die Aktien der St. 
Petersburger Diskontobank pro 1889 — 47 Rubel. 5 
Neue Cementfabrik. Bei Unterniederſtadt unver 
Sandersleben in Anhalt, ſoll, wie uns geſchrieben wird, in dieſem 
Jahre eine große Cementfabrik erbaut werden. 


Ein 8 
beredtes Zeugniß für unſern jungen, bereits auf ca. 60 Mitglieder 


Der Vorſitzende des Vereins, 


=. 


zuzahlen, und 


1 
1 


ſener Zeitung.“ 


M., däniſches 55—56 M. per 50 Kilo. 


5 Schlefiſche Kohlenbergwerke. Heute iſt in Kattowitz 
Konferenz zwiſchen den Aren und den Kohlen⸗ 
großh ändlern behufs Bildung einer Preiskonvention. Dem 
Vernehmen nach ſind die Firmen Cäſar Wollheim und Friedländer 
bereit, mit ihrem ganzen geſchloſſenen Quantum, einſchließlich 
deſſen, was ſie von fiskaliſchen ruben geſchloſſen i bei⸗ 
zutreten. In der Konvention würden dann 98 Proz. der Pro⸗ 
duktion vereint ſein. 

915 Warſchau, 25. März [Privat⸗Telegramm der „Po⸗ 
Der Baron Stanislaus Leſſer, Inhaber 
einer der bedeutendſten hieſigen Bankfirmen und Großinduſtrieller, 
Ritter hoher Orden, iſt im Alter von 72 Jahren geſtorben. 


* Petersburg, 22. März. Heute wurde folgender 
Allerhöchſter Ukas, datirt 9./21. März an den Finanzminiſter 
veröffentlicht: 

Indem Wir infolge Jae in einem beſonderen Komite geprüf⸗ 
ten Vorstellung für gut befunden, auf den in Unſerem Ukas an 
den Finanzminiſter vom 8./20. November 1888 angegebenen Grund⸗ 
lagen zur Rückzahlung aller Obligationen der ſiebenten 5% Anleihe 
pon 1862 im Betrage von 15 Millionen Pfund Sterling zu ſchreiten, 
befehlen Wir Ihnen: 

Zu dieſem Zwecke neue 4% Obligationen im Nominal⸗ 
betrage von fünfundſiebzig (75) Millionen Rubel Gold, oder 
11865000 Pfund Sterling unter folgenden Bedingungen zu 
emittiren: 

1. Dieſe Emiſſion ſoll in das große Buch der Staatsſchuld 
unter der Bezeichnung, Ruſſiſche, 4% Gold⸗Anleihe, dritte Emiſſion 
von 1890“ eingetragen werden. 2. Die Ob ligationen dieſer Anleihe 
werden in auf Namen und auf Snbabe 70 Stücken in Ab⸗ x 
ſchnitten von 125 Rubel Gold, 625 Rubel Gold und 3125 Rubel 
Gold mit der Parität 125 Rubel Gold = 500 Frances = 404 


Reichsmark = 19 Pfund Sterling 15 sh. 6 b. : — 239 holländiiche 


Gulden = 96¼ Gold⸗Dollar ausgeitellt. 3. Sie haben die Be⸗ 
ſtimmungen bezüglich der auf Namen lautenden Scheine, deren 
Uebertragung und Umtauſch gegen auf Inhaber lautende Scheine 3 
und umgekehrt ee 4. Der Zinsfuß dieſer Obligationen 
iſt auf 4% p. a. feſtgeſetzt; die Zinſen ſind vierteljährlich zahlbar 
und beginnt die x Weng mit dem 20. Mai/1. Juni 1890. 
5. Zur Tilgung der Obligationen dieſer Anleihe al pari im Laufe 
von einundachtzig Jahren, beginnend mit dem Termin 20. Mai 
(1. Juni 1891) wird ein Tilgungsfonds ereirt, welchem halbjährlich eine 
e de von 0,084 281% des Nominalbetrages der Anleihe 
nebſt 2% vom Betrage aller ausgelooſten Obligationen zugewieſen 
wird. 6. Vor dem 20. Dezember 1899/1. Januar 1900 ſoll weder eine 
Vergrößerung der im Artikel 5 feſtgeſetzten Amortiſationsquote, noch 
die ückzahlung oder Konverſion der vorliegenden Anleihe ſtattfinden 

7. Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals der ausgeiooften 
Sbligntionen hat zu geschehen: in Petersburg bei der Reichsbank 
in Gold⸗Rubel oder in Kreditrubel zum Tagescours, in Paris in 
Franken, in Berlin in Mark deutſcher Reichswährung, in London 
in Pfund Sterling, in Amſterdam in holländiſchen Gulden, in New⸗ 
York in Gold⸗Dollars, bei den von Ihnen zu beſtimmenden Zahlſtellen. 

8. Die Obligationen dieſer Anleihe ſind für immer von jeder ruſſi⸗ 
den Steuer befreit. 9. Die Obligationen dieſer Anleihe werden 
urch die von Ihnen zu dieſem Zwecke gewählten e ee, 
und Bankhäuſer realiſirt. 

Es zur allgemeinen Kenntniß zu N ſobald Sie es 
für gut erachten, daß die Verzinſung der ſiebenten öprozentigen 
Anleihe von 1862 an einem von Ihnen zu siche und Tage ein⸗ 
geſtellt wird, wobei zu beobachten iſt, daß ſolche Kündigung auf 
mindeſtens drei Monate dem Termin vorangehe, von dem der Zins⸗ 
lauf ni. werden joll., 

Den Inhabern von Obligationen der ſiebenten 5prozens 
tigen Anleihe von 1862 auf Wanſch zu geſtatten, an von Ihnen 
beſtimmten Terminen als Zahlung für jede fünfzig (50) Pfund 
Sterling Nominalbetvag beſagter Obligationen: zwei hdg 
tionen der ruſſiſchen 4prozentigen Gold⸗Anleihe, Ka 10 5 
1890, jede zu einhundertfünfundzwanzig (125) Rubel Gold No⸗ 
minalbetrag, zum Preiſe und auf Bedingungen, welche Sie feſtzu⸗e 
ſtellen haben, und 2. den Reſt des Nominalbetrages ihrer Obliga⸗ 
tionen in Gold zu erhalten. 

Vom Tage an, mit welchem der Zinslauf für die Obliga⸗ 
tionen der ſiebenten Hprozentigen Anleihe von 1862 aufhört, denzenigen 
Beſitzern dieſer Obligationen, welche keine Obligationen der 4prozen⸗ 
tigen Anleihe zu erhalten wünschen, den Nominalbetrag bejagter 
Obligationen zuzüglich Zinſen bis zum Kündigungstermin zurück⸗ 
zwar in den Kreditinſtituten und Bankhäuſern, 
welche mit der Realiſation der ruſſiſchen Aprozentigen Gold⸗Anleihe, 
dritte Emiſſion 1890, beauftragt ſind und mit Feſtſtellung einer 
höchſtens fünfzehntägi gen Friſt behufs Prüfung der vorgeſtellten 
Obligationen, Kontrolle der Coupons u. ſ. w. 

Gez. Alexander.“ 


Das Kaiſerliche Miniſterium des Aeußeren beglaubigt die 
Richtigkeit der vorſtehenden Ueberſetzung des Allerhöchſten 
Ukaſes vom 9.21. März 1890. 

Der Miniſter der Auswürtigen Angelegenheiten, Staatsſekretär 
gez. Giers.“ 


Marktberichte. 


24. März. Zentral⸗Markthalle. Amtlicher 
Bericht der zuin Me eg über den Graben el 
in der Zentral » Markthalle.] Marktlage. Fleiſch. 
Ziemlich Fachliche Zufuhr, Geha lebhaft, Preiſe dieſelben. B05 
und Geflügel. Schwaches Wildgeſchäft, Geflügel ausreichend 
und gut bezahlt. Preiſe wenig verändert. Fiſche. Zufuhr von 
Sühnafjerfiichen, reichlich, wenn auch etwas geringer als am 


** Berlin,? 


Sonnabend. Seefiſche blieben knapp. Geſchäft lebhaft, Preiſe nie⸗ 
Bi, 9 Reichliche Zufuhr, Preiſe für feine Marken etwas 
weichen 


1 ch. 5 111 10 Ia 52— 56, IIa 44—48, IIIa 38—42, Kalb⸗ 
fleiſch Ia 55—63, IIa 40—52, Sanmelfei Ia 48-55, IIa 4046, 
Schweinefleiſch 54—62, Bakonier do. — M., ruſſiſches do. 50—56 


Geräuchertes und gefalzenes Sie ee ger. mit 
Knochen 75—90 M., Speck, ger. 60—70 M. per 50 
‘ Dan 810 Ja — —, Wide 0,40 bis 0,60 M. 


Schleie 8 
(Plötze ꝛc.) 125 R. Ju le — h, do. ‚mittelguoße 
kleine — M., Krebie, große pr. Schock — M., mit kelgr. 
46 6 Wk. do. kleine, 10 Centimeter, 2,25 2,50 Mt. 

Butter u. Eier. Oſt⸗ u. weſtpr. Ia. 104108 M., IIa. 98 
a 5100 15 aloe, ee und 11 5 Ia. 102105 M., 
r. Hofbutter 8795 M., Landbutter 
1 M. — ler u Eier 2,70 Mk., Kalkeier — ME. 
„ — Schock netto ohne Rabat 


bunte ie Side 


3 24. März. (Petroleum.] Der Ne 
betrug am 15. rag arg Brls. 
erſand vom 15 bis 22. März d. J. 20708 = 
Lager am 22. März d. J. 12 016 Brls. 
gegen akeehe g in 1889: 672 Brls., in 1888: 7373 Brls., in 
1887: 4 670 Brls., in 1886: 8 212 Brls., in 1885: 13 432 Brls., 
in 1884 18 429 Brls. 


Der Abzug vom 1. Januar bis 22. März d. J. betru 


47 045 Brls. gegen 47 637 Brls. in 1889 und 33 238 Brls. in 1888 
eee Zeitraums. 
rwartung 1 Ladung mit 6906 Brls. 
10 Lagerbeſtände loko und ſchwimmend I mais in: 


1889 

Barrels Barrels 

Stettin am 22. März 18 922 33 733 
Bienen 84 634 163 314 
Hamburg = = 166 062 176 341 
Antwerpen = = = 76.016 125 797 
Amſterdamũ⸗ 57 968 34 026 
Rotterdam 71748 59 335 
Zuſammen 475 350 592 546 


Stettin, 24. März. Wetter: Regnig. en ＋ 8 Gr. 
Reaum., Barom. 28“. Winde Weſt. 

Weizen matt, per 1000 Kilo loko 180—188 bez., 1 
April⸗Mai 187 186,5 186,75 M. bez., per Ma Juni 188 N 
Br., 187,5 M. Gd., per Juni⸗Juli 189,5—189 M. bez. — re 
niedrigen, per 1000 Kilogramm loko 160—166 M. bez., per 
April Mai 164,5—164 M. bez., per Mai⸗Juni und per Juni⸗ 
M. — Gerſte per 1000 Kilo loko -- M. — Hafer per "1000 
Kilo 1010 157—164 M. bez. — Rüböl unverändert, per 100 Kilo 
loko ohne Faß bei Kleinigkeiten 69 M. Br., per März u. per 
April⸗ Mai 68 M. Br., per September⸗Oktober 57,5 M. Br. 
— Spiritus Rau, per 10 000 Liter⸗Prozent loko ohne Faß 70er 

4 M. bez., 50er 53,6 M. nom., per April⸗Mai 70er 51 M. 
92 83,8 M. Br., per Auguſt⸗September 70er 34,9 M. B 
Kartoffelmehl, per 100 Kilo prima — M., ſekunda — M., 1105 ti 

M., Brutto inkl. Sack. — ngemeldet: Nichts. (Oſtſ. Ztg.) 


Danzig, 24. le Getreidebörfe (H. v. Morſtein.) 
Wetter: Schön. Wind: ©. 

Weizen. Inländiſcher in matter Tendenz und Preiſe ſchwach 
behauptet. Tranſitweizen ruhig, unverändert. Bezahlt 9185 16 
inländ. hellbunt 122 Pfd. 176 a hellbunt alt 125 Pfd. M., 
weiß 129 Pfd. 183 M. 128 Pfd. 184 M., Sommer- 115 55 163 
M., 120 Pfd. 168, 170 M., 129/30 Pfd. 178 M., für 1 
zum Tranſit bunt krank 128 Pfd. 137 M., glaſig 124 Pfd. 138 M., 
hellbunt 124 Pfd. 141 M., hellbunt etwas krank — Pfd. 
für ser zum Tranſit“ Ghirka 121% Pfd. 122 M., bunt b beſetzt 

Pfd. M. per Tonne. Termine: April⸗Mai zum freien Ver⸗ 
fehr 184 M. Br., 183 M. Gd., tranfit 137'/, M. bez., Mai⸗Juni 
tranſit 138 M. bez., Juni⸗ Su 8 005 139 M. bez., September⸗ 
Oktober tranſit 136 9 r., 135% M. Gd. Regulirungspreis 
zum freien Verkehr 182 W. Font 138 Mark. 
Termine: nn Mai inländiicher 


157% M. bez., unterpoln. 109% 1 M. Gd., tranſit 
108 % bez., 1055 inländiſcher 159 M. bez., tranſit nm 
M. Br., 1097), M. Gd. per e ONg0e inländiſch 141 W 


Br., 140 M. Gd., tranfit 99½ M. Br., 99 M. Gd. Negulltungs⸗ 
RN inländiſch 160 M., unterpolniſch 110 M, tranſit 108 Mark. 

Gerſte iſt gehandelt ruſſiſche große 110 Pfd. 158 M. per 
Tonne. — Hafer inländiſcher 160 per Tonne bez. — Erbſen 
ruſſiſche zum Transit ordinär feucht 90 M. per Tonne gehandelt. — 
Pferdebohnen inländ. 142 M. per Tonne bez. Klee⸗ 
ſaaten 111 35, 36 M., weiß 45 M. per 50 Kilo gehandelt. — 
Weizenf leie zum Sceexport 9 4,62 ½, 4,75, mittel 4,50, 
4,55, 4,57½½, 4,60 9 M. feine 4,37½ M. per 50 Kilb bez. — Ro g⸗ 
genkleie zum Seeeyport 4,80 M. per 50 Kilo gehandelt. 
Spiritus kontingentirter lolo 52% 0 d., März⸗April 52¾ 
925 2% D. a kontingentirter loko 32, M. Gd., März⸗April 


Celegraphiſche Nachrichten. 


beabſichtigt, fünf Wochen auf dem Feſtlande zu verweilen. 


Berlin, 25. März. Der für die Leitung des 1 
tigen genannte Geſandte aus Brüſſel, von Alvensleben, 
ſoll Sia oder übermorgen hier eintreffen. 

1 rt, 25. März. Geſtern Abend brach auf dem 
Schacht „Neu⸗Staßfurt“ und heute Morgen auf dem Schacht 
Ludwig 2 ein allgemeiner Strike aus. Auf beiden ſtaatlichen 


9. Schachten wird die Lohnfrage dadurch gelöſt, daß die Arbeiter 


„40 und die Handwerker 60 Pfennig täglichen Förderungszu⸗ 
ſchuß erhalten. Ruheſtörungen ſind nicht vorgenommen. 


Rom, 25. März. Der Prozeß gegen die arbeitsloſen 
98 Arbeiter, welche Ruheſtörungen am 8. Februar vorigen Jahres 
erregten, wurde heute beendigt. Gnochette wurde zu vier⸗ 
monatlichem, Conſtantine zu einjährigem Gefängniß ver⸗ 
urtheilt; die übrigen Angeklagten ſind freigeſprochen worden. 


Druck und Verlag der Hofbuchdruckerei von W. Decker & Comp. (A. Röſtel) in Poſen. 


9 05 10 M. bezahlt, per Seßlember⸗Ottober 152,5 M. Br., 152 | Roi. 


196 — 194 50 Spiritus 10 
196 


1 eh — 194 75 70er Ioto D. Bas 34 10 34 30 

g Roggen feſter 70er April⸗Mai 33 90 34 — 

„ April⸗Mai 169 75169 50 [70er int uli 34 40 34 40 

1 Junt⸗Juli 165 50165 5070er eptbr. 35 10 85 2⁰ 

üböl matt 50er l. to o. Faß 53 801 54 — 
pr. April⸗Mai 67 40 67 60 | 
„Septbr.⸗Oktobr. 56 50| 56 50 
Hafer 
pr. April⸗Mai 162 501162 — | 


Kündigung in Roggen 300 Wſpl. 
Kündigung in Spiritus (70er) —,000 Liter, (50er) —,000 Liter. 


Spiritus. (Nach amtlichen Notirungen.) wot. 24. 
de „ 34 30 


70er Juli⸗N uauft . 
70er Aug. Beko, 
50er loko 


Not. v 24 
Konſolidirte 43 Anl. 105 


35 101 
2 306 Pfandbrf. 101 
330 Pfandbr. 97 
Pof. Mentenbrieſe 103 
Oeſtr. Banknoten 170 
Oeſtr. Silberrente 221 
Ruſſ. Banknoteu 
Ruf 410 Bolt Pdbr 98 


Oſtpr. Südb. G. S. A 92 
HEN 
Mariend.Mlamdto 60 90 
Rae Rente 92 — 
RuſſcgkonſAnl1880 93 60 
dto. zw. Orient. Anl. — — 
dto. Präm.⸗Anl1866150 75 
Rum. 68 Anl. 1880 103 10 
Türk. 19 konſ. Anl. 18 10 
Bo. Provinz. 5 ne 10 
le in 
Poſ. S 
ae 


Poln. 58 Pfandbr. 66 280 68 80 
Poln. Liquid.⸗Pfoͤbr 61 25 60 90 
Ungar. 48Goldrente eg 30 85 80 
Ungar. 50 Papierr. 83 30 83 40 
Oeſtr. Kred.⸗Akt. 2168 50/167 90 
Oeſt. fr. Staatsb. 2 94 — 93 50 
Lombarden = 52 
Fondsſtimmung 

ſeſt 


Schwarzkopf 226 — 222 25 
Königs⸗u.Laurah. 145 801146 — 
Dortm. St. Pr. La. A. 95 50 93 7 
A Steinſalz 45 30 45 25 


Ultim 
Dux⸗ Bodenb. Eiſb 206 75 5 60 
Elbethalbahn 
Galizier 1 90 81 7 
Schweizer Ctr., 147 801147 75 
Berl. andelsnejefl, 
Deutſche B. 167 751167 50 
— — 75 — a e d 231 — 229 25 
185 25 138 Ruf. B f. ausw. H. 73 25 72 90 
Staatsbahn 94 —, Kredit 168 75, Diskonto⸗ 


" * 


EN 
Nachbörſe: 
Kom. 231 10 


— 5190 


169 751168 75 


* 


Stettin, 25. März. (Telegr. Agentur B. Heimann, Poſen.) 
ot. v. 24. Not. v. 24. 
Weizen feſt Spiritus niedriger 
April⸗ Mai 187 — 186 50 per loko 10 M. Abg. 53 20 53 — 
Juni⸗Juli 189 501189 — „ 33 50 34 — 

8 10 April Mal 70 M. 33 700 33 80 
Roggen e „Aug.⸗Septbr. = 34 80 34 90 
April⸗Mai 4 501164 — 

Juui⸗Juli 104 — 163 50 ee | 

97 5 do. per loko 11 90 11 90 
Nüböl unverändert a 

68 — 68 — [Hafer | 
Mer Mai 68 —f do. per loko | 


68 — 
*) Petroleum loco eee Uſance 14 pCt. 


Die während des Druckes dieſes Blattes eintreffenden Depeſchen 
werden im Morgenblatte wiederholt. 


. 19 5 24. März, Morgens 8 Uhr. 
Temp 
i. Celſ. 
& 


Wetter. 


Berlin, 25. März. Prinz Leopold von Preußen iſt vad. 
zum Chef der vierten Kompagnie des erſten Garde-Regiments 8 0Regen | 7 
; SO 2 bedeckt 0 
zu Fuß ernannt worden. ee ind : SS wolte 1 5 
8 919 e Graf Walderſee reiſte Mittags Kopenhagen 753 SS 2 Regen 0 % 
nach Italien a Stockholm 75⁵ ſtill Nebel 4 
Paris, 25. März. In der Kammer hat geſtern der fee 756 „ ſtill bedeckt 1 
Sozialiſt Hoyer einen Antrag eingebracht, in welchem die e 763 SSW e | 2 
Wahl einer internationalen Kommiſſion behufs Regelung der Cork meenſt. 737 1885 a —9 
Arbeiterfrage und Herbeiführung einer gleichmäßig fortſchreiten⸗ Cherbourg 752 S 4 bedeckt 9 
den Abrüſtung amgeregt wird. 0 ae ; 5 a 1e 5 
Paris, 25. März. Die boulangiſtiſchen Blätter publi | > SB: 705 > 1 bedes g ö 
ziren eine Depeſche Boulangers an Lalſant, in welcher er er⸗ ern 11 Se EIN ) 5 
klärt, er 1 0 wie ſeiner Zeit von Tirard, jetzt von Frey Neufahrwaſſ. 757 SS 1 bedeckt 0 5 
einet, vor das Appellgericht oder den Kriegsrath geſtellt zu | Memel. 759 SD 2 Nebel 1 
werden; er werde dann unverzüglich nach Frankreich zurück⸗ un 2 5 N 4 
kehren. Münſter 55 S 3jbede 5 
Clairvaux, 25. März. Die Gräfin von Paris und Wieden 75 ee a 1 0 
Prinzeſſin Helene beſuchten den Herzog von Orleans geſtern München 759 SSW geen 6 
Nachmittags im Gefängniß. Ebemnitz 756 S aan $ 
Nizza, 25. März. Die Kronprinzeſſin von Schweden 1 . 161 S si late f 
traf geſtern hier ein. Breslau 759 SO 3 6 
London, 25. März. Die Königin hat in Begleitung Ile d Aix 75 EN kbedeckt 10 
des Prinzen und der Prinzeſſin Heinrich von Battenberg die Nigza h 761 SN aber bedeckt 8 
Reiſe nach Aix les Bains angetreten, ſie begab ſich nach Trieſt . 762 ſtill heiter % 
Portsmouth an Bord der Yacht „Viktoria und Albert“, ) Nebel. ) 1 15 Regen. ) Abends Regen. | 
welche heute früh nach Cherbourg abgejegelt iſt. Die e a für die Windſtärke. 


1 =leifer Zug 2 5“ = Alt 3 ſchwach, 4 = mäßig, 5 = friih, 


turm, 12 = Orkan. 


Ueberſicht der Witterung. 

Ein barometriſches Minimum unter 736 mm liegt weſtli 
Irland, auf den Scillys ſteife, auf Nordirland ſtürmiſche ſüdt tliche 
Wide verurſachend. Bei ſchwacher ſüdöſtlicher bis ſüdweſtlicher 
Luftſtrömung iſt das Wetter in Centraleuropa mild und vorwiegend 
trübe; vielfach iſt etwas Regen gefallen, weſtlich der Linie Hapa⸗ 
randa—Riga— Nizza iſt faſt überall Net gefallen. 

Deutſche Seewarte. 


Waſſerſtaud der Bee 


== heftiger 


Folen, ar am 24. März Mittags 2,62 Meter. 
= 25. „Morgens 2. 1 
= = 2. „Mittags 2,52 = 


Lichtſtärke der Gasbeleuchtung in Poſen. 
Am 24. März Abends: 15,7 Normalkerzen. 


— ſtark, 7 = ſteif, 8 ſtürmiſch, 9 = Stumm, 10 = ſtarker Sturm, 


von 


1 


